Deaisdber Bundeitag 
1. Wahlperiode 
1949 


Ürndi^sadie Nr. 3356 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 9. Mai 1952 


Abschrift 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 84. Sitzung 
am 9. Mai 1952 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 23. April 1952 verabschiedeten 

Gesetzes über die Aufhellung einiger 
Polizei Verordnungen auf dem Gel)iet des Verkehrs 
mit Arzneimitteln 

- Nrii. 2818, ’32’59 der Drucksachen - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus den aus der Anlage ersichtlichen 
Gründen einberufen wird. 


gez. Kopf 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 24. April 1952 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Kopf 
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BUNDESRAT 


Bonn, den 9. Mai 1952 


Änderung 

ZU dem 

EntNvurf eines Gesetzes 

über die Aufhebung einiger Polizeiverordnungen 
aul dem Gel^iet des \ erkelirs mit Arzneimitteln 


§ 1 Nr. 2 beginnt mit folgenden Worten: 

„2. Die §§ la, 2 Buchstabe a und 3 der Polizeiverordnung über 
die Abgabebesdiränkung 

Begründung: 

Das in § 2 Buchstabe a der Polizelvcrordnung vom 
13. M'ivz 1941 / 27. Februar 1942 enthaltene Abgabe- 
verbot für Stoffe und Zubereitungen in Form von 
Fertigwaren, die zur Einführung in die Scheide bestimmt 
sind, läßt sid'i weder aus gesundheitlichen noch aus polizei- 
lichen Gründen aufrecht erhalten, weil die Unschädlichkeit 
der bereits im Handel befindlichen entsprechenden Arznei- 
fertigwaren nachgewiesen ist. 



